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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Schröder (Lüneburg), Dr. von Bismarck, 
Eilers (Wilhelmshaven), Dr. Warnke, Dr. Narjes, Dr. Köhler (Wolfsburg), 

Frau Dr. Neumeister, Biehle, Seiters, Dr. Jahn (Braunschweig), Sauer (Salzgitter), 

Dr. Sprung, Ey, Baron von Wrangel, Dr. Mende, Böhm (Melsungen), Hösl, Nordlohne, 
Niegel und Genossen 
- Drucksache 7/3610 - 

betr. Vierter Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ für 1975 bis 1978 


Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 
26. Mai 1975 - I C 2 - 70 03 92 - namens der Bundesregierung 
die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 

Der Planungsausschuß der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" hat nach sehr ein- 
gehenden Vorberatungen auf Länder- und Bundesebene seine 
Entscheidung über den 4. Rahmenplan in gemeinsamer Verant- 
wortung um die Leistungsfähigkeit der regionalen Wirtschafts- 
förderung getroffen. In den Entscheidungsprozeß war der Deut- 
sche Bundestag voll einbezogen. Die Vorsitzende der Aus- 
schüsse des Deutschen Bundestages für Wirtschaft, Haushalt 
und innerdeutsche Beziehungen haben am selben Tag, dem 
19. Februar 1975, wie die Mitglieder des Planungsausschusses 
den Entwurf des 4. Rahmenplans und die eingehende Stellung- 
nahme des Bundesministers für Wirtschaft dazu erhalten. Am 
12. März 1975 hat der Ausschuß für Wirtschaft des Deutschen 
Bundestages darüber ausführlich diskutiert. Unter Bezugnahme 
auf diesen Sachverhalt werden die Fragen im einzelnen wie 
folgt beantwortet: 


1. Bezüglich welcher Fördergebiete und Schwerpunktorte und aus 
welchen Gründen gibt es nach den Beschlüssen der Bund-Län- 
der-Planungskommission vom 20. März d. J. über den Vierten 
Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur" Abweichungen von den kürzlichen 
Grundsatzbeschlüssen über die Neueinteilung der Fördergebiete 
und Schwerpunktorte? 

über die Grundsatzbeschlüsse des Planungsausschusses der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" sind alle Abgeordneten des Deutschen Bundes- 
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tages in einem Schreiben des Bundesministers für Wirtschaft 
vom 23. August 1974 eingehend unterrichtet worden. In der 
o. g. Stellungnahme vom 17. Februar 1975 zum Entwurf des 
4. Rahmenplans hat der Bundesminister für Wirtschaft im ein- 
zelnen aufgeführt, in welchen Punkten seiner Ansicht nach die 
Anmeldungen einzelner Länder von den Grundsatzbeschlüssen 
abwichen. In der Sitzung des Planungsausschusses vom 20. März 
1975 konnte in diesen Punkten ein Kompromiß erzielt werden, 
nachdem die Länder im Interesse der gemeinsamen Sache zu 
Änderungen an ihren Anmeldungen bereit waren. Somit ent- 
hält der 4. Rahmenplan keine Abweichungen gegenüber den 
Grundsatzbeschlüssen. 


2. Welche weiteren Vorschläge sind länderseits für den Vierten 
Rahmenplan unterbreitet worden, und aus welchen Gründen ist 
die Bundesregierung und die Bund-Lander-Kommission diesen 
Vorschlägen nicht gefolgt? 

Außer den in der o. g. Stellungnahme des Bundesministers für 
Wirtschaft genannten Vorschlägen der Länder hat in der Sit- 
zung des Planungsausschusses am 20. März 1975 die Bayerische 
Staatsregierung vorgeschlagen, mehrere Bereiche des Dienst- 
leistungssektors enumerativ in die Förderungsregelungen auf- 
zunehmen. Die Bundesregierung und die Mehrheit der Länder 
konnten jedoch wegen der damit verbundenen Gefahr eines 
wachsenden Drucks auf Ausdehnung der Förderungstatbestände 
sowie der starken zusätzlichen finanziellen Belastung diesem 
Vorschlag nicht zustimmen. Im übrigen ist darauf hinzuweisen, 
daß die Förderungsregelungen in der jetzt beschlossenen Fas- 
sung im Ausnahmewege und nach Prüfung des Einzelfalles 
durchaus die Förderung bestimmter Bereiche des tertiären Sek- 
tors ermöglichen. 


3. Wie rechtfertigt die Bundesregierung angesichts ihrer beson- 
deren Lage den Rückgang der Fördermittel für einzelne Zonen- 
randgebiete nach dem Vierten Rahmenplan der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur ", der 
beispielsweise für das niedersächsische Zonenrandgebiet 19 v. H. 
von 281,6 Mio DM im Dritten Rahmenplan gegenüber nunmehr 
228,8 Mio DM beträgt? 

Im 4. Rahmenplan gibt es keinen Rückgang der Förderungsmit- 
tel für das Zonenrandgebiet. Soweit den Anmeldungen des 
Landes Niedersachsen derartiges entnommen werden konnte, 
sind die Beträge beim Beschluß über diesen Rahmenplan korri- 
giert worden. 


4. Wie verhält sich nach dem Vierten Rahmenplan im Vergleich 
zum Dritten Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" die Relation Objekt- 
förderung zu Infrastrukturförderung, und was veranlaßte die 
Bundesregierung gerade angesichts einer über dem Bundesdurch- 
schnitt liegenden Arbeitslosenzahl in einem großen Teil der 
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Fördergebiete den prozentualen Anteil der Objektförderungs- 
maßnahmen zu reduzieren? 

Die Aufteilung der Haushaltsmittel der Gemeinschaftsaufgabe 
auf die sogenannte „Objektförderung'' und die Förderung der 
wirtschaftsnahen Infrastruktur beträgt laut 4. Rahmenplan 
44,4 v.H. zu 55,6 v. H. Dieses Verhältnis lautete im 3. Rahmen- 
plan 40,9 v.H. zu 59,1 v.H. Von einer Reduzierung der Förde- 
rung der gewerblichen Wirtschaft kann damit keine Rede sein; 
dieser Bereich ist vielmehr ausgedehnt worden. Berücksichtigt 
man überdies noch die regionalpolitische Investitionszulage, 
so erhält die Investitionsförderung der Unternehmen ein deut- 
liches Übergewicht: Im 3. Rahmenplan ergab sich ein Verhält- 
nis von 60,1 v.H. zu 39,9 v.H. für den gewerblichen Bereich. 
Im 4. Rahmenplan ist der Abstand auf 72,6 v. H. zu 27,4 v. H. 
noch gewachsen. 

Die Relation ist jedoch nicht einfach von der aktuellen Arbeits- 
losenzahl in den Fördergebieten bestimmt, zumal die Förde- 
rung gewerblicher Investitionen direkt und die Förderung des 
Ausbaus der Infrastruktur sowohl direkt als auch indirekt der 
Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen dienen. Vielmehr 
ist diese Relation Ausfluß der regionalpolitischen Prioritäten- 
setzung durch den Planungsausschuß. 


5, Wie verträgt sich die Umschichtung auf Infrastrukturmaßnah- 
en in der Gemeinschaftsaufgabe mit dem gleichzeitigen Abbau 
von vorhandenen Infrastruktureinrichtungen wie Personenbahn- 
verbindungen und Stückgutbahnhöfen in zahlreichen struktur- 
schwachen Fördergebieten? 

Wie soeben zu Frage 4 erläutert, ist eine Umschichtung auf 
Infrastrukturmaßnahmen in der Gemeinschaftsaufgabe nicht 
erfolgt. Darüber hinaus ist darauf hinzuweisen, daß bei den 
hier angesprochenen Infrastrukturbereichen regionalpolitische 
Belange mit berücksichtigt werden. Allerdings können sie nur 
einen Teil der in diesem Zusammenhang zu prüfenden Aspekte 
ausmachen. 
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